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1.  Neues Gesetz gegen unseriöse 
Geschäftspraktiken

Mit dem Gesetz gegen unseriöse Geschäftspraktiken sollen die 
Verbraucher u. a. vor intransparenten Inkassoforderungen und vor 
unerlaubter Telefonwerbung geschützt werden. Es wird höhere Buß-
gelder geben und Verbraucher können künftig nicht mehr an einem 
beliebigen Gericht verklagt werden, sondern nur noch an ihrem 
Wohnsitz. Hier die wichtigsten Inhalte des Gesetzes: 

• Urheberrecht/Abmahnungen: Abmahnungen – gebührenpfl ich-
tige Schreiben eines Rechtsanwalts – sind ein unter anderem 
im Urheber- und Wettbewerbsrecht etabliertes und legitimes 
Instrument. Es hilft, kostspielige Rechtsstreitigkeiten zu ver-
meiden. Jetzt ist genau geregelt, dass die Erstattung der An-
waltskosten bei bestimmten Urheberrechtsstreitsachen mit klar 
bestimmbaren Tatbestandsmerkmalen auf Gebühren nach ei-
nem Gegenstandswert von 1.000 € begrenzt wird. Für die erste 
Abmahnung bei privat handelnden Nutzern sind knapp 148 € 
(bei Zugrundelegung der Regelgebühr) zu erstatten. Nur in be-
sonderen Ausnahmefällen kann vom Wert abgewichen werden. 
Dazu bedarf es einer Darlegung, weshalb der Gegenstandswert 
nach den besonderen Umständen des Einzelfalles unbillig wäre. 
Die Darlegungs- und Beweislast für diese besonderen Umstände 
trägt derjenige, der von diesem Wert abweichen möchte. 

Durch inhaltliche Anforderungen für Abmahnungen soll für den 
Empfänger der Abmahnung immer klar und eindeutig erkennbar 
sein, wessen Rechte er wodurch verletzt haben soll, wie sich 
geltend gemachte Zahlungsansprüche zusammensetzen und 
welche Zahlungen im Einzelnen von ihm verlangt werden.
Ferner können Klagen gegen Verbraucher wegen Urheberrechts-
verletzungen nicht mehr unbegrenzt am Handlungsort erhoben 
werden. Gerade bei Klagen wegen Rechtsverletzungen im In-
ternet heißt das, dass sich der Kläger künftig nicht mehr das 
Gericht mit der für ihn günstigsten Rechtsprechung aussuchen 
kann. Der Verbraucher kann sich demnach in Zukunft darauf 
verlassen, dass er wegen Urheberrechtsverletzungen an seinem 
Wohnsitz verklagt wird.

• Inkasso: Von nun an muss jeder Schuldner sofort sehen können, 
für wen das Inkassounternehmen arbeitet, worauf die geltend 
gemachte Forderung beruht und wie sich die Inkassokosten 
berechnen. Durch eine gesetzliche Regelung der Erstattungsfä-
higkeit von Inkassokosten der Inkassounternehmen werden Ver-
braucher davor geschützt, überzogene Inkassokosten zahlen zu 
müssen. Künftig sind solche Kosten nur noch bis zu dem Betrag 
erstattungsfähig, den ein Rechtsanwalt für eine entsprechende 
Tätigkeit höchstens verlangen kann. Eine Verordnungsermächti-
gung ermöglicht, zusätzlich Höchstsätze für bestimmte Inkas-
sotätigkeiten wie das erste Mahnschreiben oder das Mengenin-
kasso festzusetzen. 

• Telefonwerbung: Telefonwerbung kann künftig nicht nur mit 
einer Geldbuße geahndet werden, wenn eine natürliche Person 
den Anruf tätigt. Für automatische Anrufmaschinen bestand 
bislang eine Gesetzeslücke, die nun geschlossen wurde. Mit dem 
Gesetz sind Verträge über Gewinnspieldienste künftig allgemein 
nur wirksam, wenn sie in Textform abgeschlossen werden.

2.  Entschädigung für verpassten Flug aufgrund 
von Sicherheitskontrollen

Mit Urteil vom 12.8.2013 hat das Oberlandesgericht Frankfurt am 
Main (OLG) einem Reisenden, der aufgrund einer länger dauernden 
Sicherheitskontrolle am Flughafen Frankfurt seinen Flug nicht mehr 
erreichte, eine Entschädigung zugesprochen.
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Im entschiedenen Fall wollte der Urlauber seinen Flug antreten, der 
um 4.20 Uhr starten sollte. Im Sicherheitskontrollbereich wurde er 
aufgehalten, weil der Verdacht entstanden war, in seinem als Hand-
gepäck mitgeführten Rucksack könnten sich gefährliche Gegenstän-
de befi nden. Wie für diese – häufi g vorkommenden – Fälle vorgese-
hen, wurde von der Bundespolizei der Entschärfertrupp informiert, 
der um diese Uhrzeit nur eine Rufbereitschaft unterhält. Es dauerte 
rund 3 Stunden, bis der Entschärfertrupp die erforderlichen Über-
prüfungsmaßnahmen vor Ort durchführen konnte. Dabei wurde der 
Verdacht, dass sich im Rucksack gefährliche Gegenstände befanden, 
entkräftet. Tatsächlich führte er darin lediglich eine Kamera, zwei 
Ladegeräte, ein Handy sowie Bekleidung und die später verfallenen 
Flugtickets mit. In der Zwischenzeit war allerdings das Flugzeug ab-
gefl ogen. Der Reisende buchte deshalb für sich und seinen Reise-
begleiter Tickets für einen anderen Flug. Die hierfür aufgewandten 
Kosten in Höhe von ca. 900 € verlangte er von der Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) als Dienstherrin der Bundespolizei erstattet. 

Nach Auffassung des OLG kann der Reisende wegen der Kontroll-
maßnahmen eine Entschädigung nach aufopferungsrechtlichen 
Grundsätzen verlangen. Die Annahme, in dem Rucksack befänden 
sich möglicherweise gefährliche Gegenstände, sei nicht dadurch 
entstanden, dass der Fluggast gefährlich aussehende Gegenstände 
mitführte, sondern durch gewisse „Überlagerungen“ auf dem Rönt-
genbild des Kontrollgeräts. Deshalb habe er die Umstände, die den 
Verdacht begründeten, nicht selbst zu verantworten. Auch die zeit-
liche Verzögerung, die dazu führte, dass er und sein Reisebegleiter 
den gebuchten Flug versäumten, habe der Reisende nicht zu verant-
worten. Die Verzögerung beruhe vielmehr darauf, dass die BRD aus 
Haushaltserwägungen nachts ihren Entschärfertrupp nur in Rufbe-
reitschaft vorhalte und die herbeigerufenen Beamten deshalb erst 
nach längerer Anfahrt am Flughafen eintrafen. 

Der Fluggast müsse zwar im Sicherheitsinteresse der Allgemeinheit 
Kontrollmaßnahmen hinnehmen. Es sei ihm aber nicht zuzumuten, 
den infolge dieser Maßnahmen entstandenen zusätzlichen Nachteil 
– den Verfall der Flugtickets und den notwendigen Erwerb zweier Er-
satztickets – zu tragen. Ein solcher Nachteil entsteht anderen Flug-
gästen bei Sicherheitskontrollen im regulären Tagesbetrieb i. d. R. 
nicht und stellt deshalb kein allgemeines Lebensrisiko dar, sondern 
belastet den Fluggast insoweit mit einem Sonderopfer, für das er 
Entschädigung verlangen kann.

3.  Unwirksamkeit einer Haftungsbeschränkung 
in Gebrauchtwagen-Garantiebedingungen

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 25.9.2013 entschiedenen 
Fall kaufte ein Autofahrer von einem Autohaus im November 2009 
einen Gebrauchtwagen „inkl. 1 Jahr Gebrauchtwagen-Garantie ge-
mäß Bestimmungen der Car-Garantie“. Diese Car-Garantie beinhal-
tete u. a. Folgendes: „Voraussetzung für jegliche Garantieansprüche 
ist, dass der Käufer/Garantienehmer (…) an dem Kraftfahrzeug die 
vom Hersteller vorgeschriebenen oder empfohlenen Wartungs-, In-
spektions- und Pfl egearbeiten beim Verkäufer/Garantiegeber oder 
in einer vom Hersteller anerkannten Vertragswerkstatt durchführen 
lässt (...)“. 

Im April 2010 ließ der Käufer den vierten Kundendienst an dem 
Fahrzeug in einer „freien Werkstatt“ durchführen. Im Juli 2010 blieb 
das Fahrzeug infolge eines Defekts der Ölpumpe liegen. Ein darauf-
hin eingeholter Kostenvorschlag für eine Fahrzeugreparatur belief 
sich auf ca. 16.000 €. Es ließ das Fahrzeug zunächst nicht reparieren 
und forderte mit seiner Klage zunächst 10.000 € nebst Zinsen und 
Anwaltskosten.

Der BGH hat dazu entschieden, dass die o. g. Regelung nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch unwirksam ist. Die Richter führten aus, 

dass der Kaufvertrag dahingehend auszulegen ist, dass der Käufer 
Garantie entgeltlich erlangt hat. Zur Begründung seiner Auslegung 
hat das Gericht auf die Rechnung des Verkäufers verwiesen, nach 
welcher der Käufer den Gebrauchtwagen „inklusive 1 Jahr Ge-
brauchtwagen-Garantie“ zum Gesamtpreis von ca. 10.500 € erwor-
ben hat. Der Umstand, dass die Rechnung keine Aufschlüsselung des 
Gesamtpreises nach den Kaufpreisanteilen für das Fahrzeug und die 
Garantie enthält, nötigt nicht zu einer anderen Beurteilung. 

Es ist unerheblich, wie hoch das Entgelt für das Fahrzeug einerseits 
und die Garantie andererseits ist, wenn die Auslegung des Kaufver-
trags – wie hier – ergibt, dass sich der Gesamtkaufpreis auf beides 
bezieht. Denn die Kontrollfähigkeit der Wartungsklausel hängt nur 
von der Entgeltlichkeit der Garantie, nicht von der Höhe des auf sie 
entfallenden Entgelts ab.  

4.  Schadensersatzpfl icht des Mieters bei 
Rückgabe der Wohnung mit einem 
farbigen Anstrich

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich am 6.11.2013 mit der Fra-
ge zu befassen, ob ein Mieter zum Schadensersatz verpfl ichtet ist, 
wenn er eine in neutralen Farben gestrichene Wohnung mit einem 
farbigen Anstrich versieht und so an den Vermieter zurückgibt.
  
In dem entschiedenen Fall übernahm der Mieter Anfang 2007 bis Juli 
2009 eine frisch in weißer Farbe renovierte Wohnung und strich ein-
zelne Wände in kräftigen Farben (Rot, Gelb, Blau). In diesem Zustand 
gab er die Wohnung zurück. Der Vermieter ließ im August 2009 die 
farbig gestalteten Wände zunächst mit Haftgrund und dann alle 
Wand- und Deckenfl ächen zweimal mit Wandfarbe überstreichen. 
Er wendete hierfür einen Betrag von ca. 3.650 € auf. Nach teilweiser 
Verrechnung mit der geleisteten Kaution verlangte der Vermieter die 
Zahlung von ca. 1.800 € nebst Zinsen und der Mieter seinerseits die 
Rückzahlung der zu Beginn des Mietverhältnisses geleisteten Kau-
tion nebst Zinsen. 

Die Richter des BGH kamen zu dem Entschluss, dass der Mieter zum 
Schadensersatz verpfl ichtet ist, wenn er eine in neutraler Dekoration 
übernommene Wohnung bei Mietende in einem ausgefallenen farb-
lichen Zustand zurückgibt, der von vielen Mietinteressenten nicht 
akzeptiert wird und eine Neuvermietung der Wohnung praktisch 
unmöglich macht. Der Schaden des Vermieters besteht darin, dass 
er die für breite Mieterkreise nicht akzeptable Art der Dekoration 
beseitigen muss. 

5.  Nachträgliche Korrektur einer Betriebs-
kostenabrechnung bei Gewerberaummiete

Bis zum Inkrafttreten des Mietrechtsreformgesetzes (19.6.2001) 
wurde in der Rechtsprechung überwiegend die Auffassung vertreten, 
dass durch die Übersendung der Betriebskostenabrechnung und den 
vorbehaltlosen Ausgleich einer sich daraus ergebenden Nachforde-
rung durch den Mieter ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis zu-
stande kommt, das den errechneten Saldo verbindlich werden lässt 
und spätere Nachforderungen des Mieters und auch des Vermieters 
ausschließt. Gleiches sollte gelten, wenn der Vermieter ein sich aus 
der Abrechnung ergebendes Guthaben vorbehaltlos an den Mieter 
auszahlte. 

Im Hinblick auf die durch das Mietrechtsänderungsgesetz einge-
führten ausschlussbewehrten Abrechnungs- und Einwendungs-
fristen wurde kein Bedürfnis mehr für die Annahme eines deklarato-
rischen Schuldanerkenntnisses durch den vorbehaltlosen Ausgleich 
des Betriebskostensaldos gesehen. 



Durch das Reformgesetz ist die Betriebskostenabrechnung dem 
Mieter spätestens bis zum Ablauf des 12. Monats nach Ende des 
Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die 
Geltendmachung einer Nachforderung durch den Vermieter ausge-
schlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete Geltendma-
chung nicht zu vertreten. Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter 
Einwendungen nicht mehr geltend machen, es sei denn, der Mieter 
hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten. Durch diese 
gesetzlichen Regelungen ist umfassend gewährleistet, dass sich die 
Mietvertragsparteien zeitnah über ihre Verpfl ichtungen aus einem 
abgeschlossenen Abrechnungszeitraum im Klaren sind. Ein Erforder-
nis für die Annahme eines bereits in einer vorbehaltlosen Zahlung 
oder einer vorbehaltlosen Gutschrift zu sehenden deklaratorischen 
Schuldanerkenntnisses besteht deshalb  – jedenfalls nach derzei-
tiger Rechtslage – nicht mehr.

Da die Ausschlussfrist für die Möglichkeit des Mieters, Einwen-
dungen gegen die Betriebskostenabrechnung zu erheben, nur für die 
Wohnraummiete gilt, ist diese auf ein Gewerberaummietverhältnis 
nicht anwendbar. 

Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs kommt aber auch bei 
der Gewerberaummiete weder durch die vorbehaltlose Zahlung 
einer Betriebskostennachforderung durch den Mieter noch durch 
die vorbehaltslose Erstattung eines sich aus der Betriebskosten-
abrechnung ergebenden Guthabens durch den Vermieter für sich 
genommen ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis zustande, 
das einer späteren Korrektur der Betriebskostenabrechnung ent-
gegensteht. Die Grenze für die Korrektur einer Betriebskostenab-
rechnung ergibt sich daher im gewerblichen Mietrecht nur durch 
den Eintritt der Verjährung oder in Ausnahmefällen aufgrund von 
Verwirkung.

6.  Erwerber von Wohnungseigentum 
haften nicht für Hausgeldrückstände 
des Voreigentümers 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in seinem Urteil vom 13.9.2013 
entschieden, dass das Vorrecht der Wohnungseigentümergemein-
schaft für Hausgeld rückstände nicht dazu führt, dass ein Erwerber 
von Wohnungseigentum für die Hausgeldschulden des Voreigentü-
mers haftet. 

In dem zugrunde liegenden Fall war der Sohn des Beklagten Eigen-
tümer einer Wohnung, die zu der Anlage der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft (WEG) gehört. Im April 2010 wurde das Insolvenzver-
fahren über sein Vermögen eröffnet. Zu diesem Zeitpunkt hatte er  
Hausgelder für die Jahre 2009 und 2010 sowie die Nachzahlung aus 
der Jahresabrechnung für 2009 in Höhe von insgesamt rund 1.100 € 
nicht beglichen. Die WEG meldete die Forderungen in dem Insol-
venzverfahren zur Tabelle an. Mit notariellem Vertrag vom 9.6.2010 
erwarb der Beklagte die Wohnung von dem Insolvenzverwalter und 
wurde kurz darauf in das Grundbuch als Eigentümer eingetragen. 
Die Wohnungseigentümergemeinschaft ist der Auffassung, nunmehr 
hafte der Beklagte mit dem Wohnungseigentum für die Hausgel-
drückstände des Voreigentümers. Dieses verneinten jedoch die Rich-
ter des BGH und entschieden, dass die WEG nicht in das Wohnungs-
eigentum des Beklagten vollstrecken kann. 

7.  Auswahlentscheidung bei Versetzungen 

Will ein Arbeitgeber Beschäftigte aus dienstlichen Gründen verset-
zen, so hat er bei der Auswahl die Grundsätze billigen Ermessens zu 
beachten. Eine Auswahl, die nur Beschäftigte einbezieht, die vorher 
befristete Arbeitsverträge hatten, ist unzulässig.

In einem Fall aus der Praxis war der Arbeitgeber zwar nach dem gül-
tigen Tarifvertrag und nach dem Inhalt des geschlossenen Arbeits-
vertrags berechtigt, einen Arbeitnehmer zu versetzen, wenn hierfür 
ein dienstlicher Grund besteht. 

Einen solchen Grund stellt beispielsweise ein Personalüberhang in 
einer örtlichen Zweigstelle dar. Die Versetzung ist wirksam, wenn 
billiges Ermessen gewahrt ist, also sowohl die Interessen des Ar-
beitgebers als auch die Interessen der betroffenen Arbeitnehmer 
angemessen berücksichtigt werden. Weil hier der Arbeitgeber in die 
Auswahlentscheidung jedoch nur vorher befristet Beschäftigte ein-
bezogen hat und nur solche Arbeitnehmer versetzt wurden, ergab 
sich im Streitfall die Unwirksamkeit der Versetzung. 

8.  Gleiches Arbeitsentgelt für 
Leiharbeitnehmer

Leiharbeitnehmer haben Anspruch auf das gleiche Entgelt wie 
Arbeitnehmer des Entleiherbetriebs (equal pay). Das gilt auch für 
Sonderleistungen wie Weihnachtsgeld. Wird das Weihnachtsgeld an 
eine Stichtagsregelung geknüpft, so ist der Anspruch nur gegeben, 
wenn der Leiharbeitnehmer am Stichtag in dem betreffenden Un-
ternehmen eingesetzt war. Das hat das Landesarbeitsgericht Schles-
wig-Holstein (LAG) entschieden.

Folgender Sachverhalt lag dieser Entscheidung zugrunde: Ein Leih-
arbeitnehmer war von Februar 2008 bis März 2009 als Leiharbeit-
nehmer in einem Unternehmen beschäftigt. Allerdings im Dezember 
2008 nur tageweise und nicht am 1.12.2008. Auf das Arbeitsver-
hältnis sollten die Tarifverträge mit der Christlichen Gewerkschaft 
Zeitarbeit und PSA (CGZP) Anwendung fi nden. Die vergleichbaren 
Stammarbeitnehmer des Unternehmens erhielten nach einem dort 
anwendbaren Haustarifvertrag eine höhere Vergütung als der Leih-
arbeitnehmer aufgrund des  CGZP-Tarifs.

Nachdem das Bundesarbeitsgericht festgestellt hatte, dass die CGZP 
nicht tariffähig ist und damit die mit dieser Gewerkschaft geschlos-
senen Tarifverträge nichtig sind, hat der Leiharbeiter Zahlungsklage 
erhoben und unter dem Gesichtspunkt des Equal Pay für die Zeit 
seines Einsatzes bei dem betroffenen Unternehmen die Differenz 
zwischen dem ihm nach dem CGZP-Tarif gezahlten Lohn und demje-
nigen nach dem Haustarif der Firma sowie das anteilige Weih-
nachtsgeld nach dem dortigen Haustarifvertrag gefordert. 

Die LAG-Richter entschieden, dass der Leiharbeiter nach dem Arbeit-
nehmerüberlassungsanspruch Anspruch auf dieselben Leistungen 
habe wie Arbeitnehmer des Entleiherbetriebs, sofern nicht ein an-
wendbarer Tarifvertrag abweichende Regelungen zulasse. Die CGZP-
Tarifverträge seien indessen nichtig. Die Equal-Pay-Ansprüche 
bezögen sich grundsätzlich auch auf das beim Entleiher gewährte 
Weihnachtsgeld. In diesem Fall steht dem Leiharbeiter jedoch kein 
anteiliges Weihnachtsgeld nach dem Haustarifvertrag zu. Der Ta-
rifvertrag des Unternehmens enthalte eine zulässige Stichtagsre-
gelung, sodass der Anspruch nur bestehe, wenn der Arbeitnehmer 
am 1.12. in einem Arbeitsverhältnis steht. Ein eingesetzter Leihar-
beitnehmer könne nach dem Equal-Pay-Grundsatz mithin nur dann 
Weihnachtsgeld von seinem Vertragsarbeitgeber beanspruchen, 
wenn er am 1.12. bei der Firma tatsächlich eingesetzt wurde. Gegen 
dieses Urteil wurde beim BAG Revision unter dem Az. 5 AZR 627/13 
eingelegt.

9. Betreuerbestellung trotz Vorsorgevollmacht
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall vom 
7.8.2013 leidet die Betroffene an Demenz. Im Jahr 1997 erteilte sie 



ihrer einen Tochter eine notarielle Vorsorgevollmacht. Daraufhin or-
ganisierte diese die Versorgung ihrer Mutter. Im Juli 2011 zog eine 
weitere Tochter der Betroffenen in den Haushalt der demenzkranken 
Frau ein. Seither kommt es wegen der Versorgung der Betroffenen zu 
erheblichen Streitigkeiten zwischen den Schwestern.

Das Amtsgericht hat die Betreuung für die Betroffene für die Auf-
gabenkreise Sorge für die Gesundheit, Aufenthaltsbestimmung und 
Vermögenssorge angeordnet und ihr eine Berufsbetreuerin bestellt. 
Das Landgericht hat die Beschwerde der ersten Tochter zurückge-
wiesen, wogegen sie sich mit ihrer Rechtsbeschwerde wendet. Diese 
hatte vor dem Bundesgerichtshof keinen Erfolg.

Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychischen Krankheit oder 
einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung seine An-
gelegenheiten ganz oder teilweise nicht besorgen, so bestellt das 
Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von Amts wegen für ihn 
einen Betreuer. Die Betreuung ist nicht erforderlich, soweit die An-
gelegenheiten des Volljährigen durch einen Bevollmächtigten eben-
so gut wie durch einen Betreuer besorgt werden können.

Eine Vorsorgevollmacht steht der Bestellung eines Betreuers je-
doch dann nicht entgegen, wenn der Bevollmächtigte ungeeignet 
ist, die Angelegenheiten des Betroffenen zu besorgen, insbeson-
dere weil zu befürchten ist, dass die Wahrnehmung der Interessen 
des Betroffenen durch jenen eine konkrete Gefahr für das Wohl 
des Betroffenen begründen. 

Auch wenn die Redlichkeit des Vorsorgebevollmächtigten außer 
Zweifel steht, erfordert der Vorrang des Bevollmächtigten gegenüber 
der Anordnung einer Betreuung seine objektive Eignung, zum Wohl 
des Betroffenen zu handeln.

Die BGH-Richter führten in ihrer Begründung aus: Fehlt es hieran, 
weil der Bevollmächtigte – etwa wie hier wegen eines eigenmäch-
tigen und störenden Verhaltens eines Dritten – nicht in der Lage ist, 
zum Wohle des Betroffenen zu handeln, bleibt die Anordnung einer 
Betreuung erforderlich.

10.  Im Rahmen der U3-Betreuung können 
Eltern auf die Inanspruchnahme einer 
Tagesmutter verwiesen werden

Das Oberverwaltungsgericht Münster (OVG) hat in einem Eilverfah-
ren entschieden, dass Eltern eines unter 3 Jahre alten Kindes auf 
eine Tagesmutter verwiesen werden können. 

In dem entschiedenen Fall hatte die Vorinstanz die Stadt Köln ver-
pfl ichtet, dem unter 3 Jahre alten Antragsteller entsprechend dem 

Wunsch seiner Eltern vorläufi g einen Platz in einer der in der Nähe 
der elterlichen Wohnung gelegenen Kindertagesstätten zuzuweisen. 
Der ab dem 1.8.2013 bestehende Rechtsanspruch des Antragstellers 
auf U3-Betreuung sei weder dadurch erfüllt, dass die Stadt Köln ihm 
einen Platz in einer 5,8 km von seiner Wohnung entfernt gelegenen 
Kindertagesstätte zugewiesen habe, noch dadurch, dass ihm ein 
Platz bei einer wohnortnahen Tagesmutter angeboten worden sei.  

Das OVG hat die Entscheidung geändert. Zur Begründung führen die 
Richter aus: Eltern eines unter 3 Jahre alten Kindes könnten zwar 
grundsätzlich zwischen den gleich geeigneten und gleichwertigen 
Arten der frühkindlichen Förderung in einer Kindertagesstätte und 
bei einer Tagesmutter wählen. Dem Wunsch der Eltern müsse aller-
dings nicht entsprochen werden, wenn in der gewünschten Betreu-
ungsform kein Platz mehr vorhanden sei. 

Stehe ein freier Platz nur bei einer Tagesmutter und nicht in der 
von den Eltern gewünschten Kindertagesstätte zur Verfügung, 
erfülle der Träger der Jugendhilfe den Rechtsanspruch auf U3-
Betreuung mit dem Angebot dieses freien Platzes. Ein Anspruch 
auf Kapazitätserweiterung bestehe nicht.

11.  Leistungsfähigkeit zur Zahlung
von Elternunterhalt

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch sind Verwandte in gerader Li-
nie verpfl ichtet, einander Unterhalt zu gewähren. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (BGH) muss das unter-
haltspfl ichtige Kind grundsätzlich auch den Stamm seines Vermö-
gens zur Bestreitung des Unterhalts einsetzen. Einschränkungen 
ergeben sich aber daraus, dass nach dem Gesetz auch die sonstigen 
Verpfl ichtungen des Unterhaltsschuldners zu berücksichtigen sind 
und er seinen eigenen angemessenen Unterhalt nicht zu gefährden 
braucht. Dem dient auch die eigene Altersvorsorge, die der Unter-
haltsschuldner neben der gesetzlichen Rentenversicherung mit wei-
teren 5 % von seinem Bruttoeinkommen betreiben darf. Entspre-
chend bleibt dann auch das so gebildete Altersvorsorgevermögen im 
Rahmen des Eltern unterhalts unangreifbar.

Der BGH hat jetzt entschieden, dass der Wert einer angemessenen 
selbst genutzten Immobilie bei der Bemessung des Altersvermö-
gens eines auf Elternunterhalt in Anspruch genommenen Unter-
haltspfl ichtigen grundsätzlich unberücksichtigt bleibt, weil ihm 
eine Verwertung nicht zumutbar ist. 

Übersteigt das sonstige vorhandene Vermögen ein über die Dauer 
des Berufslebens mit 5 % vom Bruttoeinkommen geschütztes Al-
tersvorsorgevermögen nicht, kommt eine Unterhaltspfl icht aus dem 
Vermögensstamm nicht in Betracht.

Basiszinssatz: seit 1.7.2013 = - 0,38 %, 1.1.2013 - 30.6.2013 = - 0,13 %, 1.1.2012 – 31.12.2012 = 0,12 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte

Verbraucherpreisindex: 2013: Oktober 105,9; September = 106,1; August = 106,1; Juli =106,1; Juni = 105,6; 
 2010 = 100 Mai = 105,5; April = 105,1; März = 105,6; Februar = 105,1; Januar = 104,5
  2012: Dezember = 105,0; November = 104,7; Oktober =104,6; 
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: 
  http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


